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Erfahrungen  im  Umgang  mit  Patientenverfügungen  von 
Rettungsdienstpersonal  in  Deutschland:  Prospektive,  multizentrische 
Interviewstudie
Hintergrund: Der Ausbau der gesetzlich geregelten spezialisierten ambulanten 
palliativmedizinischen Versorgung (SAPV) ermöglicht es Patienten zunehmend 
auch  in  der  letzten  Phase  ihres  Lebens  in  häuslicher  Umgebung  betreut  zu 
werden.  In  diesem  Zusammenhang  werden  Rettungsdienstmitarbeiter 
(Rettungsassistenten)  auch  vermehrt  mit  palliativmedizinischen 
Notfallsituationen,  Patientenverfügungen,  palliativen  Notfallbögen  und 
ethischen Fragen am Ende des Lebens konfrontiert. Ziel dieser Untersuchung 
war es, die Erfahrungen und Wünsche von Rettungsassistenten in Deutschland 
im Umgang mit  Patientenverfügungen  zu  evaluieren.  Methoden: Es  wurden 
Rettungsassistenten aus zwei städtischen Regionen in Deutschland (Göttingen 
und  Hamburg)  mittels  eines  für  die  Untersuchung  erstellten  geschlossenen 
Interviewbogens  (1)  zu  ihren  Erfahrungen  und  Wünschen  im  Umgang  mit 
Patientenverfügungen und (2) zu ihren klinischen Erfahrungen im Umgang mit 
Patienten  am  Ende  des  Lebens  befragt.  Weiterhin  wurde  ein  spezieller 
Notfallbogen (Göttinger Palliativkrisenbogen©) vorgestellt und der Umgang mit 
einem solchen Bogen und mögliche Änderungswünsche evaluiert.  Ergebnisse: 
Im  definierten  Zeitraum   wurden  728  Interviewbögen  beantwortet 
(Rücklaufquote  81%;  728/900).  Der  größte  Teil  der  befragten 
Rettungsassistenten  (71%)  wurde  innerhalb  der  Einsatztätigkeit  schon  mit 
Patientenverfügungen und Therapieentscheidungen am Lebensende konfrontiert. 
4
Reanimationen  bei  Palliativpatienten  am  Lebensende  werden  von  84%  der 
befragten  Rettungsassistenten  als  nicht  sinnvoll  betrachtet.  75%  aller 
Rettungsassistenten  würden  bei  entsprechenden  juristischen  Voraussetzungen 
Reanimationsentscheidungen  in  derartigen  Situationen  treffen  und  ggf. 
Reanimationen im Sinne des Patientenwillens nicht  beginnen. Ein hilfreiches 
Instrument  zur  Entscheidungsfindung  ist  in  der  vorgestellten 
Palliativnotfallkarte  zu  sehen.  Schlussfolgerung: Therapieentscheidungen  am 
Lebensende  können  für  jeden  Rettungsdienstmitarbeiter  zu  einer  besonderen 
Herausforderung  werden.  In  diesem  Zusammenhang  sollten  auch  für 
Rettungsassistenten spezielle Rahmenbedingungen im Umgang mit sterbenden 
Patienten  und  der  rechtlichen  Verbindlichkeit  von  Patientenverfügungen 
geschaffen  werden.  Die  vorliegende  Untersuchung  hat  insbesondere  die 
Entscheidungsunsicherheit in Fragen einer Therapiebegrenzung am Lebensende 
in  Zusammenhang  mit  einer  vorliegenden  Patientenverfügung  verdeutlicht. 
Gerade in rechtlichen Fragen fühlen sich Rettungsassistenten nicht ausreichend 
abgesichert  bzw.  informiert.  Insgesamt  werden  spezielle  Fortbildungen  zur 
medizinischen  Therapie  von  Palliativpatienten  aber  auch  im  Umgang  mit 
Patientenverfügungen als bedeutend angesehen und gewünscht. Diese Tatsache 
konnte auch in früheren Arbeiten dargestellt werden und bedarf in der Zukunft 
weiterer prospektiver Untersuchungen.
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Hintergrund: Bei Palliativpatienten empfiehlt es sich, zum Erhalt der Patientenautonomie in 
einer  Notfallsituation,  vorausplanende  Behandlungsabsprachen  zu  erstellen  und  zu 
dokumentieren.  Ziele  der  vorliegenden  Untersuchung  sind  der  Umgang  mit 
Patientenverfügungen  und  die  Beurteilung  eines  Notfallbogens  für  Palliativpatienten 
bezüglich  der  Praktikabilität  in  der  klinischen  Tätigkeit  durch  nicht-ärztliche 
Rettungsdienstmitarbeiter. Methoden: Innerhalb eines Zeitraums von sechs Monaten wurden 
900 Rettungsassistenten aus zwei Regionen (Göttingen und Hamburg) mittels eines für die 
Untersuchung erstellten Fragebogens befragt (self-administered survey).  Determinanten der 
Befragung  waren  demografische  Daten,  berufliche  Erfahrungen,  Erfahrungen  mit 
Patientenverfügungen  und  palliativen  Notfällen  sowie  die  Beurteilung  eines  speziellen 
Notfallbogens.  Ergebnisse:  Es konnten 728 Fragebögen ausgewertet  werden (Antwortrate 
81%). Berufliche Kontakte mit Patientenverfügungen berichten 71%; Reanimationen (CPR) 
bei palliativen Notfällen  werden von 84% der Respondenten als  nicht  sinnvoll  betrachtet. 
75% der befragten Teilnehmer würden bei rechtlicher Möglichkeit eine Reanimation im Sinne 
eines geäußerten Patientenwillens selbständig limitieren. Es fühlen sich 55% rechtlich nicht 
ausreichend  über  die  Gültigkeit  von  Patientenverfügungen  informiert.  Spezielle 
Patientenverfügungen  für  die  Notfallmedizin  (z.B.  Notfallbögen)  wünschen  sich  76%. 
Erfahrene  Mitarbeiter  (bzgl.  Berufserfahrung/Ausbildungsstand/Einsatzerfahrung)  fühlten 
sich  insgesamt  sicherer  im  Umgang  mit  Patientenverfügungen  und  den  sich  hieraus 
ergebenden therapeutischen Konsequenzen.  Schlussfolgerung:  Therapieentscheidungen am 
Lebensende können für jeden Rettungsdienstmitarbeiter zu einer besonderen Herausforderung 
werden. Es bedarf in der Notfallmedizin mehr Dialogflächen, in denen Entscheidungskriterien 
zur Versorgung von Palliativpatienten erörtert und als Handlungsempfehlung allen Akteuren 
zur Verfügung gestellt werden. Eine solche ist seitens der Respondenten dringend gewünscht. 
Es sollte somit für notfallmedizinisches Personal spezielle Rahmenbedingungen im Umgang 
mit  sterbenden  Patienten  und  der  rechtlichen  Verbindlichkeit  von  Patientenverfügungen 
geschaffen  werden.  Die  vorliegende  Untersuchung  hat  insbesondere  die 
Entscheidungsunsicherheit  in  Fragen  einer  Therapiebegrenzung  am  Lebensende  in 
Zusammenhang  mit  einer  vorliegenden  Patientenverfügung  verdeutlichen  können.  Die 
Forderung  früherer  Arbeiten  bezüglich  einer  verbesserten  Ausbildung  von 
Rettungsdienstpersonal in „End-of-life-care“ konnte erneut bestätigt werden.
Schlüsselwörter: Entscheidungen am Lebensende, “DNAR order”, Palliativnotfallbogen
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Abstract
Background:  Advance directives are a method in which palliative care patients can exert 
their personal autonomy in end-of-life decisions. The objectives of the present investigation 
were  to  ascertain  paramedics’  attitudes  towards  advance  directives  and  end-of-life  care. 
Methods: A self administered survey-based needs assessment of German paramedics in two 
cities (Emergency Medical Services Göttingen and Hamburg) was performed between April 
2008 and September 2008. Paramedics were asked (1) about their attitudes toward advance 
directives,  (2)  about  their  own  experiences  and  clinical  experiences  towards  end-of-life 
situations (resuscitation and decision making in end-of-life questions, (3) about their wishes 
concerning  advance  directives,  “Do  not  attempt  resuscitation  orders”  (DNAR order)  and 
palliative  crisis  cards  (PCC).  Results:  Questionnaires  were  returned  by  728  paramedics 
(response  rate:  81%).  The  majority  of  paramedics  (71%)  were  confronted  with  advance 
directives and end-of-life decisions in emergency situations. Most of they participants (84%) 
declared cardiopulmonary resuscitation (CPR) in end-of-life patients as not useful. 75% may 
withhold CPR in course of legal possibility. More legal integration of advance directives into 
paramedic training curricula was mentioned. PCCs instead of advance directives or „DNAR 
orders“  should  be  integrated  into  end-of-life  care  and  end-of-life  decisions  as  well. 
Conclusions:  Decisions  in  prehospital  end-of-life  care  may  be  a  challenge  for  every 
paramedic.  As a  result  of  the  present  investigation,  in  prehospital  emergency medicine  a 
dialogue between emergency medical and palliative care structures is needed. Paramedics in 
this study stated that improved guidelines regarding end-of-life decisions and the termination 
of cardio-pulmonary resuscitation for appropriative cases are necessary.  Our study verified 
that paramedics do not feel adequately trained in end-of-life care and the content of advance 
directives. In Germany, there is a need of training curricula in end-of-life-care for paramedics 
as recent studies suggested.
Key Words:




Das Recht auf Selbstbestimmung ist ein fundamentales Menschenrecht. Seine Anerkennung 
ist im Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland (Menschenwürdegarantie (Art. 1, Abs. 1, 
Satz  1  GG),  allgemeines  Persönlichkeitsrecht  (Art.  2,  Abs.  1,  Satz  1  GG),  Recht  auf 
körperliche  Unversehrtheit  (Art.  2,  Abs.  2,  Satz  1  GG))  rechtlich  verankert  („Enquete-
Kommission“ Bundestag 2004, Nationaler  Ethikrat  2004) [1]. Seinen Ausdruck findet das 
Selbstbestimmungsrecht des Patienten vor allem im Prinzip des „informed consent“, das auch 
am  Lebensende  unbedingte  Gültigkeit  hat  und  den  Patienten  vor  nicht  gewünschten, 
fremdbestimmten therapeutischen Maßnahmen schützt. In der Notfallmedizin in Deutschland 
besteht  allerdings  ein  Spannungsfeld  zwischen  der  Nichtbeachtung  eines  Patientenwillens 
(„Körperverletzung“  §223 StGB)  und dem Unterlassen  oder  sogar  der  Verweigerung  von 
Maßnahmen,  wenn ein erklärter  oder  gültiger  Wille  des Patienten  zur Therapielimitierung 
nicht  vorliegt  („Unterlassene  Hilfeleistung“  §323c  StGB).  Eine  sinnvolle  therapeutische 
Vorgehensweise  in  der  Notfallmedizin  kann  sich  am  „four  principle  way“  (autonomy, 
nonmaleficence, beneficence, justice) der Medizinethik orientieren [2].
Unter  einer  Patientenverfügung wird eine individuelle,  schriftliche,  meist  einseitige 
Willensäußerung  eines  entscheidungsfähigen  Volljährigen  zu  bzw.  gegen  ärztliche 
Maßnahmen im Falle der eigenen Entscheidungsunfähigkeit verstanden (vgl. §1901a BGB). 
Sie  enthält  individuelle  Angaben  zu  Art  und  Umfang  der  gewünschten  Therapie  sowie 
möglicherweise die  Ablehnung jeglicher  Behandlung in bestimmten Krankheitssituationen, 
meist  jedoch  Festlegungen  zum  Schutz  vor  Übertherapie,  selten  vor  Untertherapie.  Eine 
sinnvolle Ergänzung zur Patientenverfügung stellt die sog. Vorsorgevollmacht dar, mit  der 
eine  Vertrauensperson  ermächtigt  wird,  die  eigenen  Behandlungswünsche  gegenüber  den 
Ärzten  zu  vertreten  und  stellvertretend  in  ärztliche  Maßnahmen  einzuwilligen  oder  diese 
abzulehnen,  wenn man  selbst  dazu nicht  mehr  in  der  Lage  ist.  Da Patientenverfügungen 
zumeist eher allgemein formuliert sind und auf verschiedene mögliche Krankheitssituationen 
Bezug  nehmen,  empfiehlt  sich  für  den  Fall  einer  konkreten  schweren  Erkrankung,  die 
Erstellung  eines  Notfallbogens  (Beispiel  siehe  Anhang  1;  modifiziert  nach  [3]),  in  dem 
gemeinsam  mit  dem behandelnden  Arzt  Absprachen  über  das  medizinische  Vorgehen  in 
vorhersehbaren Notfällen dokumentiert werden, und/oder einer so genannten „Do not attempt 
resuscitation  order“  (DNAR  order)  [4].  Die  genannten  Möglichkeiten  stärken  das 
Selbstbestimmungsrecht des Patienten auch am Lebensende [5]. Der Umgang mit ihnen setzt 
jedoch die  Kenntnis  der  aktuellen  Rechtslage  voraus,  wie sie  vor  allem durch das  Dritte 
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Betreuungsrechtsänderungsgesetz  von 2009 („Patientenverfügungsgesetz“)  sowie durch die 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs definiert ist [7, 8].
Die  seit  dem  01.09.2009  gültigen  Änderungen  im  Betreuungsrecht  regeln  die 
Bedeutung  der  Patientenverfügung  für  den  Betreuer  bzw.  Bevollmächtigten.  Durch  das 
Gesetz nicht geklärt ist die Frage, ob eine eindeutige Patientenverfügung auch ohne Betreuer 
bzw.  Bevollmächtigten  direkt  umgesetzt  werden  kann.  Diese  Frage  wird  jedoch  von den 
meisten  Kommentatoren  bejaht  [24]  Rechtlich  unklar  ist  hingegen  die  Frage,  ob  auch 
Rettungsassistenten  aufgrund  einer  entsprechenden  Patientenverfügung  auf 
notfallmedizinische  Maßnahmen  verzichten  dürfen.  Eine  weitere  Schwierigkeit  im 
Zusammenhang  mit  Patientenverfügungen  in  der  Notfallmedizin  ergibt  sich  aus  dem 
Umstand, dass es in der Notfallsituation für das behandelnde Team zumeist  nicht die Zeit 
besteht, die Eindeutigkeit einer allgemein formulierten Patientenverfügung zu erkennen und 
diese im Sinne des Patienten umzusetzen bzw. zu befolgen.
In der vorliegenden Untersuchung galt es, den Umgang mit Patientenverfügungen bei 
Patienten am Lebensende durch notfallmedizinisches Personal (nicht-ärztliches Personal) zu 
erheben. Es sollte die perzipierte Rechtssicherheit und der Einfluss einer Patientenverfügung 
auf die jeweilige Therapieentscheidung seitens der befragten Personen benannt werden und 
ein  dargestellter  Notfallbogen  durch  das  befragte  Rettungsdienstpersonal  als  mögliche 
Anwender  beurteilt  und  bezüglich  der  rechtlichen  Gültigkeit,  der  Praktikabilität  im 
Notfalleinsatz und möglicher Verbesserungswünsche diskutiert werden.
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Methoden
Innerhalb eines Erhebungszeitraums von sechs Monaten (April bis September 2008) wurden 
900 nicht-ärztliche Rettungsdienstmitarbeitern (NÄR) von insgesamt 21 Rettungswachen an 
zwei  notfallmedizinischen  Zentren  (Hamburg,  Göttingen)  mithilfe  eines,  für  die 
Untersuchung  erstellten,  strukturierten  Fragebogens  befragt.  Die  Operationalisierung  des 
Fragebogens  war  entweder  durch  „ja/nein/unbekannt  Antwortmöglichkeiten“, 
Mehrfachauswahl  („multiple  choice“),  Rating-Skalierungen  (z.B.  5-stufige  Likert-Skala) 
sowie  durch  freie  Antwort  und  Kommentarmöglichkeiten  vorgegeben  („mixed  methods 
design“).  Der  Fragebogen  war  zur  Eigenantwort  konzipiert  („self  administered 
questionnaire“). Es fand ein Testlauf bezüglich der Praktikabilität des Fragebogens an fünf 
Rettungsassistenten statt.  Diese waren keine Teilnehmer der anschließenden Untersuchung. 
Modifikationen  mussten  nach  der  Testphase  nicht  mehr  vorgenommen  werden.  Der 
Untersuchungszeitraum  insgesamt  beinhaltete  die  Verteilung  der  Fragebögen  sowie  eine 
angemessene Beantwortungszeit und ggf. Rücksendezeit. 




o Berufserfahrung als Rettungsdienstmitarbeiter
o Aktuelle Einsatzbeteiligung (Anzahl notfallmedizinischer Einsätze pro Monat)
Es  wurden  folgende  Fragen  (Inhalte  des  Fragebogens)  zum  Thema 
Palliativmedizin/palliativer Notfall und Patientenverfügung/Notfallbogen erhoben:
o Anzahl notfallmedizinischer Einsätze bei Palliativpatienten am Lebensende pro Jahr 
(sogenannte „palliative Notfälle“ [9]),
o Einsätze mit Therapielimitierungen durch das Vorliegen einer Patientenverfügung,
o Tätigkeitsbezogene Reanimationsanzahl pro Jahr,
o Persönliche  Einschätzung  der  Sinnhaftigkeit  von  Reanimationen 
(mechanisch/medikamentös) bei Patienten am Lebensende,
o Eigenständige  Entscheidung  über  Therapielimitierung  im  Rahmen  von 
Reanimationen,
o Rechtliche Information über Patientenverfügungen/Notfallbögen,
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o Rechtliche Konsequenzen bei Befolgen des Patientenwillens im Notfalleinsatz,
o Rechtliche Konsequenzen bei Nicht-Befolgen des Patientenwillens im Notfalleinsatz,
o Handlung  bei  expliziter  Ablehnung  von  Reanimationsmaßnahmen  in  einer 
reanimationspflichtigen Situation durch Patienten am Lebensende,
o Beeinflussung  der  Sicherheit  einer  therapeutischen  Handlung  bei  Vorliegen  einer 
Patientenverfügung,,
o Fortbildungswünsche zum Umgang mit Patientenverfügungen,
o Kompetenzwünsche/-erweiterungen  im  Umgang  mit  Patientenverfügungen  und 
verfügtem Patientenwillen,
o Einsatz,  Sinnhaftigkeit  und Eignung  von Notfallbögen  in  der  notfallmedizinischen 
Versorgung palliativer Notfälle,
o Verbesserung/Änderungswünsche  bezüglich  des  in  Kopie  gezeigten  Notfallbogens 
(vergleiche Abbildung 1)zur Optimierung im notfallmedizinischen Einsatz.
Als unabhängige Variablen wurden für die Auswertung die demografischen Daten (Alter und 
Geschlecht), die Berufserfahrung in Jahren (<10 Jahre vs. >10 Jahre), die Einsatzzahlen pro 
Monat (<100 vs. >100 Einsätze), die Anzahl betreuter palliativer Notfallsituationen pro Jahr 
(<10  vs. >10  Einsätze),  die  Anzahl  von  Einsätzen,  bei  denen  eine  Patientenverfügung 
therapeutische Maßnahmen einschränkt pro Jahr (<10 vs. >10 Einsätze) sowie die Anzahl an 
Reanimationen pro Jahr (< 10 vs. >10 Einsätze) definiert.
Als  abhängige  Variablen wurden  für  die  vorliegende  Arbeit  und  statistische  Auswertung 
folgende definiert:
• Beurteilung der Sinnhaftigkeit von Reanimationen bei Patienten am Lebensende.
• Subjektive  Handlungsweise  im  Falle  einer  expliziten  Ablehnung  von 
Reanimationsmaßnahmen  in  einer  bestehenden  und  dem  Rettungsdienstpersonal 
bekannten Patientenverfügung.
• Information der Respondenten zu rechtlichen Fragen bezüglich Patientenverfügungen.
• Wunsch  nach  Fortbildungen  zur  Gültigkeit  von  Patientenverfügungen  und 
medizinischen Therapien bei Patienten am Lebensende.
• Eigenes Kompetenzgefühl im Umgang mit Patientenverfügungen.
• Beurteilung der Sinnhaftigkeit von Palliativnotfallbögen (vergleiche Abbildung 1).
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Als  weitere  Parameter galt  es,  einen  den  Teilnehmern  vorgestellten  Palliativnotfallbogen 
(vergleiche  Abbildung  1)  zu  beurteilen  und  ggf.  Verbesserungsvorschläge  bzw. 
Änderungsvorschläge  für  die  Anwendung  eines  solchen  Bogens  zu  nennen  sowie 
Befürchtungen  rechtlicher  Konsequenzen  bei  therapeutischer  Handlung  entsprechend  des 
schriftlich  fixierten  Patientenwillen  bzw.  bei  therapeutischer  Handlung  entgegen  des 
schriftlich fixierten Patientenwillens im Einsatzgeschehen zu beurteilen. Außerdem wurde ein 
möglicher  Fortbildungswunsch  der  Rettungsassistenten  bezüglich  der  Therapie  von 
Palliativpatienten und Patienten am Lebensende erfragt.
Teilnehmer
In  die  Untersuchung  wurden  alle  NÄR  der  ausgewählten  Rettungsdienstbereiche 
eingeschlossen,  die  zum  Untersuchungszeitpunkt  aktiv  in  der  notfallmedizinischen 
Versorgung tätig waren. Als Einverständnis zur Teilnahme an der Untersuchung wurde die 
Abgabe bzw. Rücksendung des Fragebogens innerhalb des Untersuchungszeitraums gewertet. 
Fragebögen, die nach Ablauf des Zeitraums noch gesendet wurden, fanden in der Auswertung 
keine Berücksichtigung. Zur Beurteilung des Notfallbogens wurde dieser den Teilnehmern im 
Rahmen der Befragung in Kopie ausgehändigt  (siehe Abbildung 1).  Eine Kommentierung 
bzw. Präsentation mit Erläuterung des Bogens durch den Untersucher hat nicht stattgefunden, 
um ein Bias in der Bewertung durch die Befragten zu vermeiden.
Statistische Auswertung
Die Erhebung personenbezogener Daten war entsprechend den ethischen Bestimmungen der 
Deklaration von Helsinki anonymisiert, so dass weder bei der Datenerfassung noch bei deren 
Auswertung  auf  einzelne  Untersuchungsteilnehmer  Rückschlüsse  möglich  waren  bzw. 
retrospektiv möglich sind. Die statistische Datenerfassung, -analyse und -auswertung erfolgte 
mit dem Tabellenkalkulationsprogramm MS Excel 2003 (MS Excel, Microsoft Inc., Seattle, 
WA, USA) und dem Statistikprogramm SPSS Statistics 16.0 (SPSS Inc., Chicago, IL, USA). 
Eine vergleichende Statistik bezüglich der in diese Untersuchung integrierten Fragestellung 
erfolgte  mittels  des  t-test  für  unverbundene  Stichproben,  dem  ANOVA  für  den 
Intergruppenvergleich und dem Posthoc-BONFERRONI-Test für die Intragruppenauswertung 
sowie für die Korrektur beobachteter Signifikanzniveaus unter der Berücksichtigung multipler 
Vergleiche  als  Post-hoc-Spannweitentestung.  Das  Signifikanzniveau  wurde  bei  p<0,05 
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definiert. Es erfolgte eine Korrektur für p-Werte der unterschiedlichen Testverfahren, soweit 
diese notwendig war.
Die  ethischen  Bestimmungen  zur  Untersuchung  personenbezogener  Daten  wurden 
beachtet. Eine Information der örtlichen Ethikkommission ist vor Beginn der Untersuchung 
erfolgt. Ein positives Votum für die Studiendurchführung und Datenauswertung wurde erteilt.
Das Signifikanzniveau wurde bei p<0,05 festgelegt. Eine formale Information sowie 
das Einverständnis  zur  Durchführung der  Untersuchung der  zuständigen Ethikkommission 
haben  stattgefunden.  Ein  Votum  der  Ethikkommission  war  aufgrund  des 




Im  definierten  Untersuchungszeitraum  beantworteten  N=728  nicht-ärztliche 
Rettungsdienstmitarbeiter den Fragebogen (Rücklaufquote gesamt: 81%; Hamburg: 620/750, 
83%;  Göttingen:  108/150,  72%).  98,5%  waren  männlichen  Geschlechts. 
Geschlechtsspezifische statistisch signifikante Unterschiede waren nicht vorhanden (p>0,05). 
Ebenso waren keine statistisch signifikanten Unterschiede bezüglich des Lebensalters und der 
abhängigen Variablen feststellen (p>0,05). Alle Respondenten arbeiteten zum Zeitpunkt der 
Untersuchung  aktiv  in  der  notfallmedizinischen  Patientenversorgung.  Die  biometrischen 
Daten, der Ausbildungsstand sowie die Berufserfahrung und die Erfahrung im Umgang mit 
Patienten am Lebensende sind in  Tabelle 1 zusammengefasst. Es ließen sich zwischen den 
beiden untersuchten Rettungsdienstbereichen in den einzelnen Items bei den Respondenten 
keine  statistisch  signifikanten  Unterschiede  erkennen  (p>0,05),  so  dass  in  der  Folge  die 
Gesamtheit  aller  Teilnehmer betrachtet  wird und keine Unterscheidung nach untersuchtem 
Zentrum erfolgt. Da sich weiterhin keine statistisch signifikanten Unterschiede bezüglich der 
biometrischen Daten der Gesamtheit der befragten Rettungsdienstmitarbeiter fanden, kann das 
vorliegende Ergebnis für die Bereiche als repräsentativ für die Gesamtpopulation gewertet 
werden. Deskriptive Daten sind in Tabelle 2 dargestellt.
Betrachtung der abhängigen Variablen
Sinnhaftigkeit von Reanimationen bei Patienten am Lebensende
Insgesamt betrachten n=613 der Teilnehmer Reanimationen bei Patienten am Lebensende für 
nicht sinnvoll (84%). Folgende Unterschiede ergaben sich im Intergruppenvergleich:
Berufserfahrung in Jahren: p=0,097
Einsatzerfahrung (Einsätze pro Monat): p=0,039
Palliative Notfälle (Einsätze pro Jahr): p=0,055
Notfalleinsätze bei Patienten, bei denen eine PV zur Therapielimitierung geführt hat  
(ja/nein): p<0,001
Reanimationserfahrung (Reanimationen pro Jahr): p=0,035
Respondenten  mit  einer  Einsatzerfahrung  von mehr  als  100/Monat,  solche,  die  bereits  an 
Notfalleinsätzen mit Therapielimitierungen beteiligt waren und/oder die durchschnittlich an 
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mehr als 10 Reanimationen/Jahr beteiligt sind, betrachten das Durchführen einer Reanimation 
bei Patienten am Lebensende statistisch signifikant häufiger als nicht sinnvoll.
Eigenständige  Entscheidung  zur  Therapielimitierung  bzw.  zum  Abbruch  von 
Reanimationen bei rechtlicher Möglichkeit
550  Respondenten  (76%)  äußerten,  eine  Reanimation  bei  entsprechender  rechtlicher 
Sicherheit  für  Rettungsdienstpersonal  in  Kombination  mit  dem  schriftlich  fixierten 
Patientenwillen zu limitieren bzw. gar nicht erst zu beginnen.
Berufserfahrung in Jahren: p=0,037
Einsatzerfahrung (Einsätze pro Monat): p<0,001
Palliative Notfälle (Einsätze pro Jahr): p=0,007
Notfalleinsätze bei Patienten, bei denen eine PV zur
Therapielimitierung geführt hat (ja/nein): p<0,001
Reanimationserfahrung (Reanimationen pro Jahr): p=0,026
Respondenten  mit  einer  Berufserfahrung  von  mehr  als  10  Jahren,  mit  weniger  als  100 
Notfalleinsätzen/Monat,  die  an  mehr  als  10  Notfalleinsätzen  bei  Palliativpatienten/Jahr 
beteiligt  waren,  die  an  Einsätzen,  bei  denen  eine  Therapielimitierung  aufgrund  einer 
vorhandenen  Patientenverfügung  stattgefunden  hat  beteiligt  waren  und  solche,  die 
durchschnittlich  an  weniger  als  10  Reanimationen/Jahr  beteiligt  sind,  würden  eine 
Reanimation  bei  entsprechender  rechtlicher  Sicherheit  statistisch  signifikant  häufiger 
eigenständig limitieren.
Informationen zu rechtlichen Fragen der Patientenverfügung
303  Teilnehmer  (42%)  fühlten  sich  zu  rechtlichen  Fragen  bezüglich  der  Gültigkeit  von 
Patientenverfügungen schlecht bis sehr schlecht informiert.
Berufserfahrung in Jahren: p=0,002
Einsatzerfahrung (Einsätze pro Monat): p<0,001
Palliative Notfälle (Einsätze pro Jahr): p=0,007
Notfalleinsätze bei Patienten, bei denen eine PV zur
Therapielimitierung geführt hat (ja/nein): p<0,001
Reanimationserfahrung (Reanimationen pro Jahr): p=0,026
27
Respondenten  mit  einer  Berufserfahrung  von  mehr  als  10  Jahren,  mit  mehr  als  100 
Notfalleinsätzen/Monat,  die  an  mehr  als  10  Notfalleinsätzen  bei  Palliativpatienten/Jahr 
beteiligt  waren,  die  an  Einsätzen,  bei  denen  eine  Therapielimitierung  aufgrund  einer 
vorhandenen Patientenverfügung stattgefunden hat und solche, die durchschnittlich an mehr 
als  10 Reanimationen/Jahr  beteiligt  sind,  fühlten  sich signifikant  schlechter  bezüglich  der 
Gültigkeit von Patientenverfügungen informiert.
Kompetenzgefühl im Umgang mit Patientenverfügungen
555 der Respondenten (76%) fühlen sich im Umgang mit Patientenverfügungen und den darin 
verfügten Handlungsanweisungen unsicher bzw. sehr unsicher.
Berufserfahrung in Jahren: p=0,021
Einsatzerfahrung (Einsätze pro Monat): p<0,001
Palliative Notfälle (Einsätze pro Jahr): p=0,048
Notfalleinsätze bei Patienten, bei denen eine PV zur
Therapielimitierung geführt hat (ja/nein): p=0,038
Reanimationserfahrung (Reanimationen pro Jahr): p=0,027
Respondenten mit  einer  Berufserfahrung von weniger  als  10 Jahren,  mit  weniger  als  100 
Notfalleinsätzen/Monat,  die  an  weniger  als  10  Notfalleinsätzen  bei  Palliativpatienten/Jahr 
beteiligt  waren,  die  an  Einsätzen,  bei  denen  eine  Therapielimitierung  aufgrund  einer 
vorhandenen  Patientenverfügung  stattgefunden  hat,  nicht  beteiligt  waren  und  solche,  die 
durchschnittlich  an  weniger als  10  Reanimationen  pro  Jahr  beteiligt  sind,  fühlten  sich 
signifikant unsicherer im Umgang mit Patientenverfügungen in der Notfallsituation.
Beurteilung der Sinnhaftigkeit von Palliativnotfallbögen
562  der  Respondenten  (77%)  beurteilen  Palliativnotfallbögen  als  kurze/zweiseitige 
Patientenverfügung und Handlungsanweisung für die Notfallsituation für sinnvoll.
Berufserfahrung in Jahren: p=0,036
Einsatzerfahrung (Einsätze pro Monat): p=0,022
Palliative Notfälle (Einsätze pro Jahr): p=0,009
Notfalleinsätze bei Patienten, bei denen eine PV zur
Therapielimitierung geführt hat (ja/nein): p=0,008
Reanimationserfahrung (Reanimationen pro Jahr): p=0,017
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Respondenten  mit  einer  Berufserfahrung  von  mehr  als  10  Jahren,  mit  mehr  als  100 
Notfalleinsätzen/Monat,  die  an  mehr  als  10  Notfalleinsätzen  bei  Palliativpatienten/Jahr 
beteiligt  waren,  die  an  Einsätzen,  bei  denen  eine  Therapielimitierung  aufgrund  einer 
vorhandenen Patientenverfügung stattgefunden hat und solche, die durchschnittlich an mehr 
als 10 Reanimationen/Jahr beteiligt  sind, beurteilten Notfallbögen als statistisch signifikant 
sinnvoller zur Unterstützung einer Entscheidungsfindung in der Notfallsituation.
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Diskussion
Die vorliegende Untersuchung liefert Hinweise darauf, dass notfallmedizinisches Personal in 
Deutschland  insgesamt  Versorgungsschwierigkeiten  in  palliativen  Notfallsituationen 
empfindet.  Die  meisten  Respondenten  berichten  davon,  dass  sie  regelmäßig  Patienten  am 
Lebensende während ihrer notfallmedizinischen Tätigkeit betreuen und auch regelmäßig in 
Kontakt mit Patientenverfügungen kommen. Allerdings bestehen große Unsicherheiten mit 
dem rechtlichen Verständnis bezüglich der Gültigkeit von Patientenverfügungen einerseits in 
der  Notfallsituation  und  andererseits  der  Beachtungsverpflichtung  dokumentierter 
Willensäußerungen. Probleme in diesen Zusammenhang wurden international bereits 1999 bei 
kanadischen  Paramedics  beschrieben  [10].  Derartige  Unsicherheiten  sind  mit  denen  von 
Notärzten  vergleichbar  und  werden  in  internationalen  Arbeiten  für  amerikanische  und 
kanadische Paramedics bestätigt [11-13].
In  Deutschland  müssen  nicht-ärztliche  Rettungsdienstmitarbeiter  nach 
Rettungsassistentengesetz  bei  Abwesenheit  eines  Arztes  mit  mechanischen  und 
medikamentösen  Reanimationsmaßnahmen  (entsprechend der  Empfehlungen  des  European 
Resuscitation Council  [14]) bei Patienten beginnen, auch wenn diese in einer schriftlichen 
Willensbekundung  (z.B.  in  Form  einer  Patientenverfügung)  explizit  abgelehnt  werden. 
Allerdings werden gerade aktuell in Deutschland zunehmend Patientenverfügungen genutzt, 
um medizinische Maßnahmen und Therapiegrenzen zu formulieren [15]. Durch die jüngste 
Ergänzung  des  Betreuungsrechts  mit  Wirkung  zum  01.09.2009  sind  die  Instrumente  der 
Patientenverfügung und der Vorsorgevollmacht nachhaltig gestärkt worden (vgl. §§ 1901a, b 
BGB).  Allerdings  bestehen Probleme in der  Umsetzung  in Bezug auf  notfallmedizinische 
Situationen. Somit ergeben sich für Rettungsdienstmitarbeiter oftmals Notfallsituationen, in 
denen eine Patientenverfügung vorhanden ist, ein Handeln entsprechend dieser jedoch nicht 
möglich  zu  sein  scheint.  Aus  solchen  Situationen  kann  ein  ethisch  moralischer  Konflikt 
entstehen, der nicht nur die professionelle Handlung erschwert sondern ebenfalls persönliche 
ethische  und  moralische  Vorstellungen  in  Frage  stellen  kann.  Idealerweise  sollte  das 
Notfallteam bei zu erwartenden häuslichen Sterbesituationen nicht mehr durch Angehörige 
alarmiert  werden.  In  diesem Idealfall  wären  die  hier  geäußerten  Probleme  gar  nicht  erst 
existent [10]. Leider gestaltet sich in Deutschland in diesem Zusammenhang die Realität aber 
etwas anders, so dass Notfallteams sehr wohl Patienten am Lebensende vermehrt betreuen 
[16].  Eine  ähnliche  Situation  im  Hinblick  auf  die  Beachtung  von  Patientenverfügungen 
konnte auch für die USA beschrieben werden [17]. Dort besteht in 38 Bundesstaaten eine 
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Gesetzgebung, die Willenserklärungen des Patienten für verbindlich erklärt. Trotzdem konnte 
schon in  den 90er  Jahren  eine  starke  Variation  der  Befolgung  solcher  Dokumente  durch 
Paramedics ermittelt werden [18, 19].
Patienten am Lebensende, die eine Patientenverfügung erstellt haben, erwarten aber, 
dass ihr Wille bis hin zur Therapieunterlassung in einer Notfallsituation befolgt wird [20]. 
Hierbei  ist  es  für  den  Patienten  nicht  von  Bedeutung,  ob  es  sich  dabei  um 
Rettungsdienstpersonal oder Ärzte handelt, die ihren Willen respektieren und ggf. eben nicht 
mehr mit Reanimationsmaßnahmen beginnen. Im hier dargestellten Problemfeld erlauben es 
also Patientenverfügungen nicht, ihrer eigentlichen Sinnhaftigkeit (national und international 
beschrieben), die Patientenautonomie gerade am Lebensende zu sichern, nachzukommen [21].
Den Rettungsassistenten dieser Studie wurde ein spezieller Notfallbogen präsentiert. 
Dieser  ist  von  den  meisten  Respondenten  als  sinnvoll  für  eine  Willensbekundung  von 
Patienten am Lebensende und somit auch als bedeutende Therapiehilfe in Notfallsituationen 
eingestuft  worden.  Jedoch  wünschen  sich  die  Teilnehmer  überwiegend  den  Hinweis  der 
Rechtsverbindlichkeit einer solchen speziellen Notfallverfügung.
Ein Notfallbogen insgesamt als Instrument zur Selbstbestimmung des Patienten enthält 
wichtige  und  zugleich  kurz  und  prägnant  formulierte  Absprachen  zu  Therapiewünschen, 
Therapiebeschränkungen, Kontaktadressen und Telefonnummern der nächsten Angehörigen 
und der an der Behandlung beteiligten Dienste und Personen [3]. Der Notfallbogen stellt eine 
komprimierte  zweiseitige  Patientenverfügung  mit  der  Reduktion  auf  wesentliche 
Therapieabsprachen  dar  (z.B.  Reanimationswunsch).  Er  bietet  jedem  Patienten  die 
Möglichkeit, eigene Behandlungswünsche (z.B. Therapiebeschränkungen) bereits im Vorfeld 
festzulegen.  Bedeutsam  ist  hierbei  die  gleichzeitige  Benennung  einer 
vorsorgebevollmächtigten  Person  [3].  Der  Notfallbogen  entspricht  somit  den  rechtlichen 
Anforderungen  an  eine  Patientenverfügung  (vgl.  § 1901a  BGB).  Dieses  erscheint  den 
befragten  notfallmedizinischen  Teilnehmern  nicht  bewusst  zu  sein  und  somit  auch  die 
allgemeine Bedeutung des Bogens zu reduzieren. Die geäußerten Unsicherheiten bezüglich 
der  Rechtsverbindlichkeit  von  Patientenverfügungen  könnten  durch  einen  präzisen 
Notfallbogen und durch zusätzliche Fortbildungen, die auch überwiegend erwünscht waren, 
gemindert  werden.  Ausbildung,  aber  insbesondere  berufliche  Erfahrung,  hat  entsprechend 
unserer  Ergebnisse  bei  Betrachtung  der  meisten  untersuchten  Parameter  einen  statistisch 
signifikanten Einfluss bezüglich der Überlegungen zur Therapie palliativer Notfallpatienten 
bzw.  Patienten  am  Lebensende  (v.a.  Reanimationen  bei  solchen  Patienten).  Bei  diesen 
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„erfahrenen“ Respondenten wurde deutlich, dass sie zumindest theoretisch Reanimationen bei 
Patienten am Lebensende unter definierten und für sie rechtlich sicheren Umständen nicht 
mehr beginnen würden. International entspricht diese mögliche Handlungsweise Ansprüchen 
an  Paramedics  in  definierten  Situationen  auf  Reanimationsmaßnahmen  bzw.  deren 
Fortsetzung  zu  verzichten  [17,  22].  Hilfreich  sehen  die  Befragten  auch  spezielle, 
situationsbezogene Anweisungen für sich an. In diesem Zusammenhang sind einerseits der 
vorgestellte  Notfallbogen  aber  andererseits  auch  international  bereits  etablierte 
Notfallprotokolle für Patienten am Lebensende als Lösungsmodelle denkbar [3, 12, 23].
In der Zusammenschau der vorliegenden Untersuchung lässt sich feststellen, dass die 
derzeitige  Gesetzgebung  bezüglich  der  Gültigkeit  von  Patientenverfügungen  in  der 
Notfallmedizin und hier insbesondere für Entscheidungen von Rettungsassistenten bei weitem 
nicht ausreichend zu sein scheint. Dieses steht oftmals im Widerspruch zu den Wünschen von 
Patienten  am Lebensende,  die  gerade  für  eine  Reanimationssituation  verfügt  haben,  eine 
solche  nicht  zu  erhalten  und entsprechend des  natürlichen  Verlaufs  versterben zu  dürfen. 
Hierdurch  kommt  es  auch  zu  großen  Handlungsunsicherheiten  bei  den  in  unserer 
Untersuchung  befragten  Teilnehmern.  Forderungen  nach  bzw.  Umsetzungen  einer 
Angehörigen unterstützenden Therapie nach erfolgtem Notruf seitens des Notfallpersonals, 
nicht aber einer Reanimation in Sterbesituationen bestehen international schon seit längerem 
und sollten auch Bestandteil zukünftiger notfall- und palliativmedizinischer sowie ethischer 
und rechtlicher Diskussionen in Deutschland sein [12].
Limitationen
Die  vorliegende  Untersuchung  weist  mehrere  nennenswerte  Limitationen  auf.  Eine 
fragebogenbasierte  Studie  mit  freiwilliger  Teilnahme  kann  bei  den  Respondenten  immer 
einen Trend zu Positivantworten zur Folgen haben. So ist es möglich,  dass vor allem die 
Teilnehmer antworten, die der Thematik besonders offen gegenüber stehen und somit eine 
Positivselektion  darstellen.  Dieses  kann einen  Positiv-BIAS beinhalten.  Jedoch deutet  die 
hohe Antwortrate eher auf keinen Trend dieser Art hin. Unser Fragebogen beinhaltete zum 
Teil sehr sensible Fragen zu ethischen Handlungsweisen, deren Beantwortung natürlich auch 
immer durch persönliche Erfahrungen (z.B. familiäres Umfeld) geprägt sein kann. Hierdurch 
sind  subjektive  Bestandteile  in  der  Beantwortung nicht  auszuschließen.  Außerdem ist  die 
Beantwortung  theoretisch  möglicher  Handlungsweisen  nur  sehr  bedingt  auf  praktische 
Therapieweisen  in  bestimmten  Situationen  möglich,  so  dass  durch  unsere  Befragung  ein 
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theoretischer  „Ist-Zustand“  aber  keine  tatsächliche  Evaluation  des  praktischen  Handelns 
erfolgen konnte.  Inwieweit  sich die,  seitens  der  Respondenten,  geschilderten  Maßnahmen 
originär in die Praxis übertragen lassen, bleibt somit spekulativ und bedarf weiterer klinischer 
Studien.
Schlussfolgerung
Therapieentscheidungen  am  Lebensende  können  für  jeden  Rettungsdienstmitarbeiter  im 
Rahmen seiner notfallmedizinischen Tätigkeit zu einer besonderen Herausforderung werden. 
Es  bedarf  in  der  Notfallmedizin  mehr  Dialogflächen,  in  denen Entscheidungskriterien  zur 
Versorgung von Palliativpatienten erörtert und als Handlungsempfehlung allen Akteuren zur 
Verfügung  gestellt  werden.  Eine  solche  ist  seitens  der  Respondenten  der  aktuellen 
Untersuchung dringend gewünscht. Es sollte somit für notfallmedizinisches Personal spezielle 
Rahmenbedingungen  im  Umgang  mit  sterbenden  Patienten  und  der  rechtlichen 
Verbindlichkeit  von Patientenverfügungen  geschaffen  werden.  Die  vorliegende  Studie  hat 
insbesondere  die  Entscheidungsunsicherheit  in  Fragen  einer  Therapiebegrenzung  am 
Lebensende  in  Zusammenhang  mit  einer  vorliegenden  Patientenverfügung  verdeutlichen 
können.  Die  Forderungen  früherer  nationaler  und  internationaler  Arbeiten  bezüglich  der 
Sinnhaftigkeit  einer  verbesserten  Ausbildung  von  Rettungsdienstpersonal  in  „End-of-life-
care“ konnte erneut bestätigt werden.
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Einsatzerfahrung [Einsätze pro Monat]
<100
>100
Palliative Notfälle [Einsätze pro Jahr]
<10
>10





























Tabelle  2:  Deskriptive  Daten  des  Fragebogens  [Angaben  absolut  und in  Prozent;  fehlende 
Angaben an 100 beinhalten keine Antwort der Respondenten]
Anzahl der Teilnehmer (%)













Wunsch nach Fortbildungen zu palliativen Notfällen
Ja
Nein




Änderungswünsche seitens der Respondenten bezüglich des vorgestellten 
Notfallbogens
Hinweis auf Gültigkeit für Rettungsassistenten
Regelmäßige Bestätigung der Gültigkeit durch den Patienten/Betreuer





















Abbildung 2: Inhalte des Fragebogens
Alter (<20, 20-30, 31-40, >40 Jahre)
Geschlecht (männlich/weiblich)
Ausbildungsstand (Lehrrettungsassistent/Rettungsassistent/Rettungsassistent im Praktikum/Rettungssanitäter)
Berufserfahrung (<1, 1-5, 6-10, >10 Jahre)
Notfalleinsätze pro Jahr (<100, 100-200, 201-500, >500 Einsätze)
Einsätze pro Jahr bei Patienten am Lebensende (<5, 5-10, 11-20, 21-50, >50 Einsätze)
Einsätze bei Patienten am Lebensende mit Patientenverfügung, durch die therapeutische Maßnahmen eingeschränkt wurden (ja/nein)
Reanimationen während der Einsatztätigkeit pro Jahr (<5, 5-10, 11-20, 21-50, >50 Reanimationen)
Bedeutung von Reanimationen bei Patienten am Lebensende (ja/nein)
Therapielimitierung bei rechtlicher Sicherheit (ja/nein)
Information bezüglich rechtlicher Hintergründe zur Patientenverfügung (Likert Skalierung)
Konsequenz bei Einhaltung des schriftlich verfügten Patientenwillens (Likert Skalierung)
Konsequenz bei Nicht-Einhaltung des schriftlich verfügten Patientenwillens (Likert Skalierung)
Handlungsweise bei schriftlicher expliziter Ablehnung von Reanimationsmaßnahmen durch den Patienten (Mehrfachauswahl)
Einfluss von Patientenverfügungen auf die Sicherheit in der Therapieentscheidung (Likert Skalierung)
Fortbildungswunsch zum Umgang mit Patientenverfügungen (ja/nein zzgl. Begründung)
Kompetenzerweiterung für Rettungsdienstpersonal im Umgang mit Patientenverfügungen (ja/nein zzgl. Begründung)
Sinnhaftigkeit von Notfallbögen (Anlage anbei, ja/nein)
Sinnhaftigkeit z.B. „Do not attempt resuscitation order“ (ja/nein)
Eignung des beigefügten Notfallbogens zur Willensäußerung (ja/nein zzgl. freie Formulierung)
Änderungsvorschläge beigefügter Notfallbogen (Mehrfachantworten zzgl. freie Formulierung)
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